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hat das Amtsqericht Stuttgart
durch Richterin r-

auf die mündliche Verhandlung vom 30.1.2009

für Recht erkannt:

Der Beklagte verurteilt
rin 1080,50 Euro nebst

von fünf Prozentpunkten

J.igen Basiszinssatz sei
zahlen.

1. r än die KIäge-
Zinsen in Höhe

über dem jewei-
t 22.I0.2008 zu

Der Beklagte
Rechtsstreits.

trägt die Kosten des

Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar.
Der Beklagte kann die VollsLreckung
durch Sicherheitsleistung in Höhe von

1108 des zo vollstreckenden Betrages
abwenden, wenn nicht die KIägerin vor
der Vollstreckung Sicherheit in glei-
cher Höhe leistet.

Streitwert: 1080 Euro

3.
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Tatbestand

Die KIägerin ist die Gasversorgerin des Beklagten und

nahm zum 1.11.2005, 15.1.2006, 1.07.2006, L.4.2001 und

1.1.2008 Preisveränderungen vor, davon eine Preissen-
kung und bestimmte den Preis einseitig neu. Der Beklag-
te widersprach diesen Preisveränderungen. Der Beklagte
zahlte auf seine Gasrechnung den bis zum 1.11.2005 maß-

geblichen Preis weiter.

Die Klägerin behauptet, dass sie nur ihre gestiegenen
Bezugskosten an die Kunden weitergegeben hat. Sie
meint, dass die einseitigen Preisänderungen nach bil1i-
gem Ermessen erfolgten, und ihr deswegen der Anspruch

auf den restLichen offenen Gaspreis zusteht. Die KIäge-
rin meint, durch den t'leiterbezug ohne [rliderspruch vor
dem 1. 11.2005 hat der BekIagLe den bis cJatrin geltenden
Preis anerkannt.

Die Klägerin beantragt,

den Beklagten zu verurteilen, an die Klägerin
1080,50 Euro nebst Zinsen in Höhe von fünf pro-

zentpunkten über dem Basiszinssatz seit Rechts-
hängigkeit zu zahLen.

Die Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Der Bekragte behauptet, dass die Krägerin überproporti-
onar die Gaspreise angehoben hat. Der Bekragte meint,
dass der Sockelbetrag (preis bis zum 1.11.2005) auch
der gerichtLichen Kontrorle unterliegt und, dass drrrch
die ltlidersprüche ab dem 1.11.200s auch widerspruch ge-
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gen den Sockelbetrag erhoben wurden. Der Beklagte
meint, dass die Klägerin zu teure Verträge mit ihrer
Vorlieferantin abgeschl-ossen hat und die Bezugspreisbe-
rechnung insgesamt offen legen muss.

Das Gericht hat Beweis erhoben durch Vernehmung sach-
verständiger Zeugen. hlegen der Einzelheiten des Vor-
bringens der Parteien wird auf deren Schriftsätze uncl

Anlagen, sowie auf die Protokolle der mündlichen Ver-
handlungen vom 20.5.2009 und 30.7.2009 Bezug genommen.

Gründe

A

Die zu1ässige Klage ist begründet.

Die Klage ist zu1ässig, da j-nsbesondere eine Zu-
ständigkeit des angerufenen Gerichtes gegeben ist.

Das Amtsgericht ist sachlich zuständig, S 23 Nr. 1

GVG, da eine bürgerlich rechttiche Streitigkeit
mit einem unter 5000,00 Euro Iiegenden Streitwert
gegeben ist. Eine ausschließliche Zuständigkeit
des Landgerichtes ist nicht gem. S 102 Abs. 1 Entr'tG

begründet, da der Rechtsstreit um ZahLungsansprü-
che aus einem Gasl-ieferungsvertrag geht, denen der
Beklagte entgegenhält, dass die Eestsetzung des
Gaspreises nicht der Billigkeit gem. s 315 BGB

entspricht. § 102 En[vG begründet eine ausschließ-
liche Zuständigkeit, wenn es sich um bürgerrich-
rechtliche streitigkeiten handelt, werches sich
aus dem EnlrlG ergeben unter deren Entscheidung ganz
oder teilweise von einer Entscheidung abhängt, die

I.
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1.
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nach dem EnWG zutreffend ist. Das EnWG bezieht
sich auf das ,,ob" der eines Versorgungsvertrages,
regelt aber nicht die Einzelheiten der Ausgestal-
tung eines individuell abgeschlossenen Energielie-
ferungsvertrages. Vorliegend sind aber die Folgen
der Nichterfü11ung der Pflichten aus dem Individu-
alvertrag streitig, bei denen § 102 EnV'tG keine An-

wendung findet (OLG Frankfurt, 15.4.2008, 2L AR

15/08,' OLG München 15.5 .2009, AR (t() 7 /09,. LG Ra-

vensburg 13.3. 2008, 4 O 53/07 ) .

Uber den Verweisungsantrag des Beklagten hiar nicht
vorab zu entscheiden, da der Beklagte die Unzu-

ständigkeit des Gerichtes rügen kann, aber außer-
halb des nicht einschlägigen § 505 ZpO keinen Ver-
weisungsantrag stellen kann.

Der Klägerin steht ein Anspruch gem. s 433 Abs. 2

BGB zu. Die K1ägerin hat ihr billiges Ermessen

nach § 4 AVBGasV i. V. m. §§ 315 BGB angemessen

ausgeübt.

Die Einwendungen des Beklagten gegen die Höhe des

Sockelbetrages ist nicht Gegenstand einer gericht-
lichen Überprüfung im Rahmen des s 315 BGB.

Vereinbarte Preise für die Lieferung von Gas un-
terliegen keiner Bitligkeitskontrollen weder un-
mittelbar noch in analoger Anwendung von s 315

BGB. Der Sockelbetrag ist ein soLcher zwischen den

Parteien indi-viduel1 vereinbarter preis. Eine um-

fassende gerichtliche Kontroll-e von arrgemeinen
Tarifen (Preisen) eines Gasversorgungsunternehmens
entspricht nicht der rntention des Gesetzgebers,
welche eine staattiche prüfung und Genehmigung
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dieser Tari f en wiederholt abqelehnt hat. Ialürcle das

Gericht den Sockelbetrag auf seine Billigkeit hi.n

überprüfen, würde eine Preisregulierung statt fin-
den (vgl. BGH 19. 11.2008, VIl I ZR I3B /01 , Ijuri-*
Rdnr 15ff.l).
Der Sockelbetrag gehört zum vertraglich vereinbar-
ten Preis, da der Beklagte den Tariferhöhungen vor

dem 1.11.2005 nicht widersprochen hat. DamiI und

mit der Bezahlung der erhöhten Preise hat er den

neuen Preisen zugestimmt. Insoweit liegt keine
einseitige Festsetzung eines Erhöhungsbetrages

mehr vor. Hat der Beklagte den zuvor maßgeblichen

Preis durch eine vertragliche Vereinbarung akzep-

tiert, kann er gegenüber dem neuen Tarif nicht
einwenden, dass schon der al-te Preis unbillig ü-
berhöht gerr,,esen sei. Die Bi]ligkeitskontrolle an

einer Preiserhöhung darf nicht dazu benutzt wer-
den, in das bisher bestehende Preisgefüge ein-
zugreifen und eine ursprünglich für den Lieferan-
ten besonders vorteilhaften Vertrag in ein Vertrag
mit einem anderen fnteressenausgleich zv verwan-

del-n (vgl. BGH am 18.11.2008, VIII ZR 138/07, Iju-
ris Rdnr 24t.1).

Der KIäger hat mit seinen lrlidersprüchen ab dem

1.11.2005 nur die ab diesem Zeitpunkt getätigten
Preisänderungen angreifen können. Durch den wider-
spruchslosen V'leiterbezug vor dem 1.11 .2005 ist der
Preis vertraglich verej-nbart worden und kann nicht
einseitig danach wieder zur Disposition gestellt
werden.

Aufgrund dessen, dass der Sockelbetrag der rich-
terlichen Kontrolle entzogen ist, muss die KIäge-
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rin die Gesamtbezugkostenberechnung nicht offenle-
gen.

Der Billigkeitskontrolle nach § 315 BGB unterlie-
gen die Preisänderungen der Klägerin vom

1.11.2005, 15.1.2006, 1.07.2006, 1.4.2007 und

1.1.2008, da der Beklagte den Erhöhungen wider-
sprochen hat und die Klägerin bei diesen Tarifer-
höhungen von ihrem einseitigen Leistungsbestim-
mungsrecht nach § 4 Abs. 1 und 2 AVBGasV Gebrauch

gemachte.

Die Preisänderungen wurden in der Stuttgarter Zet-
tung am 25.),0.2005, 11.L.2006, 21.6.2006,
71 .2.200'7 und 19. 11 . 2001 veröf f entlicht .

Die Preiserhöhungen entspricht der BiIlig-
keit, denn bloß die gestiegenen Bezugskosten

wurden weitergegeben, denn durch diese Ir'lei-

tergabe der gestiegenen Bezugskosten nimmt

die Klägerin ihr berechtigtes Interesse war,

Kostensteigerungen während der (unbestimmten)

VertragsJ-aufzeit an den Beklagten weiter-
zugeben (v91. BGH 19.11.2008, VIII ZR 738/0-t,

Ijuris Rdnr 29)).

Die Klägerin kommt ihrer Darlegungs- und Be-

weislast nach, in dem die KIägerin behauptete
dass der Erhöhungsbetrag auf der Steigerung
des Bezugspreise es beruht, und dafür ein
Gutachten der [r]irtschaftsprüfungsgesellschaft
vorlegt und durch (sachverständige) Zeugen

Beweis antreten (v91. BGH 19.11.2008, VIII ZR

138/01 , Ijuris Rdnr 35, 37] ).

a)
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Das Gericht ist auf Grund des Gutachtens der
Wirtschaftsprüfungsgesellschaften und cter

Aussagen der sachverstänciigen Zeugen .

und I a"r überzeugung, dass die Kläqe-
rin ledj-g1ich die Steigerung ihrer Bezugs-

preise an j-hre Kunden einschließlich des Be-

kJ-agten weitergegeben hat.
Der Zeuge lsagte glaubhaft und glaub-
würdig aus, dass für den streitgegenständli-
chen Zeitraum sich die Bezugskosten (mengen-

gewichtet) um 1,,2160 Cent pro Kilowattstunde
erhöht haben, den Kunden jedoch Iediglich ei-
ne Erhöhung von 1,0903 Cent pro Kil_owattstun-
de weitergegeben wurde und die Klägerj-n Kos-

ten in Höhe von 0, 1257 Cent nicht auf die
Kundenpreise aufschlug. Der Zeuge ;. lq.b
äh, dass die Verträge eingesehen und geprüft
wurden und auch die Rechnungen begutachtet
wurden, und aIle Unterlagen volIständig und

lückenlos vorlagen; zudem wurden die Bezugs-

kosten tatsächlich ermittelt. Der Zeuge . I
f bestatigt darüber hinaus, dass eine Sen-

kung der Bezugspreise auch an die Kunden wei-
tergegeben wurden.

Die Einwendungen des Beklagten gegen das Gut-
achten und die Aussage des lrlirtschaftsprüfers
überzeugen das Gericht nicht, denn der Wirt-
schaftsprüfer ist verpflichtet ein gewissen-
haftes Gutachten anzufertigen. AIlein aus

Umstand, dass dj.e Zeugen

a1s umsatzstärksten/absatzstärksten Monat zurn

einen Februar und zum anderen Januar sagten,
ist nicht zü schließen, dass die Aussagen
nicht glaubhaft sind.

Ilein aus dem

|und r--- e t
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Legt man die (mengenungewichteten) reinen
Nettopreisänderungen zugrunde, so ergibt sich
ein Betrag von 0,0897 Cent pro Kilowattstunde
(1. Zone bis 2160 Kilowattstunden), welcher

von der Klägerin nicht an die Kunden weiter-
gegeben wurde.

(Berechnung: Kundenpreisänderungen [1. 11.05:

+ 0,5000; 15.1.06: + 0,4600; 1 . 7 . 06:

+ 0,2500;1.4.07: - 0,3100;1.1.08: + 0,4900,'

insgesamt: + 1, 4 100 I abzüglich Nettobezugs-

kosten [ 1. 11.05: + 0, 5005; 1. 1.06: + 0,4962;
1.7.05: + 0,2530; 1.4.01 0,3744; 1.1.08:
+ 0,5644; insgesamt: + l, 4997 I ergibt
0,0897 zu Lasten der K1ägerin).

Insoweit besteht für das Gericht kein Anzei-
chen, den Ausf ühren des Zeugen fnicht
zu f oJ-gen.

Das Argument des Beklagten, dass die Gasprei-
se überproportional- gestiegen sind, belegt
durch das von dem Beklagten eingereichte Gut-

achten überzeugt das Gericht nicht, dä sich
das Gutachten nicht mit dem maßgeblichen

Zeitraum und der Klägerin befasst und deswe-

gen keine Aussagen zv diesem Verfahren
trifft.

Der Einwand des Beklagten zu den Lieferanten-
verträgen, ist nicht Prüfungsgegenstand der
Kontrolle nach § 315 BGB, da nur die Überprü-
fung des Verhältnisse zwischen den Parteien
der Kontrolle unterliegt (vgl. BGH

19.11.2008, VIII ZR 738/01 , Ijuris Rdnr

42)) -

c)
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Eine Abhängigkeit zum LeichtöImarkt besteht
entsprechend der glaubhaften Aussage cles Zeo-

gen f fund ist aIs international- übliche
Brachenvereinbarung nicht zo beanstanden
(v91. BGH 19.11.2008, VIII ZR 738/01 , Ijuris
Rdnr 441 ).

III. Der Zinsanspruch ergibt sich aus § 291, § 288 BGB.

B

Die Kostenentscheidung beruht auf § 91 ZPO und die Ent-
scheidung über die vorJ.äufige Vollstreckbarkeit auf
§ 708 Nr.1l-, S 711 ZPO.

gez

Richterin


